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Bildung und Gesundheitsversorgung auch bei irregulärem Aufenthalt
Problem:
In der Beratung von Personen ohne regulären Aufenthaltstitel stehen in der Regel folgende Probleme im Mittelpunkt: Wie kann zumindest die medizinische Versorgung, wie kann auch der Schulbesuch der Kinder sichergestellt werden? Zudem müssen teilweise diejenigen, die diesen Personen aus humanitären Gründen helfen, mit einer Strafverfolgung rechnen.

Hintergrund:
Wie viele Personen derzeit ohne regulären Aufenthaltstitel in Deutschland leben ist (naturgemäß) unklar. Für einen irregulären Aufenthalt gibt es viele verschiedene Ursachen. Er ist teilweise auch in restriktiven Einreise- und Aufenthaltsbestimmungen begründet. Zu nennen wären hier etwa restriktive Bedingungen bei der Familienzusammenführung oder eine unzureichende Altfallregelung.
Menschen in der aufenthaltrechtlichen Illegalität haben gemäß § 4 und 6 Asylbewerberleistungsgesetz einen Anspruch auf medizinische Versorgung. Sie nehmen diese aber häufig nicht in Anspruch, da sie davon ausgehen müssen, dass ansonsten ihre Angaben an die Ausländerbehörden übermittelt werden. Aus demselben Grund melden sie häufig ihre Kinder nicht in der Schule an.

Von zentraler Bedeutung sind in diesem Zusammenhang die Übermittlungspflichten nach § 87 Abs. 2 Aufenthaltsgesetz und die Strafrechtsbestimmungen nach § 95 AufenthG in Verbindung mit § 27 StGB hinsichtlich einer Unterstützung von illegal Aufhältigen.

Durch die Übermittlungspflichten nach § 87 AufenthG sind alle öffentlichen Stellen verpflichtet, die Ausländerbehörden zu informieren, wenn sie im Zusammenhang mit der Erfüllung ihrer Aufgaben Kenntnis von dem Aufenthalt eines Ausländers erlangen, der keinen erforderlichen Aufenthaltstitel besitzt. Übermittelt werden müssen allerdings nur Daten, die im Rahmen der Auftragserfüllung, nicht jedoch wenn sie zufällig erlangt werden.

§ 96 AufenthG stellt die illegale Einreise nach Deutschland unter Strafe. In Verbindung mit § 27 StGB können Helfer nach wie vor der Beihilfe zum unerlaubten Aufenthalt angeklagt werden.
Paritätische Forderungen:
Der Paritätische fordert, die dringenden humanitären Probleme, die sich aus einem irregulären Aufenthalt ergeben können, zu beseitigen. Dies betrifft insbesondere die Sicherstellung der medizinischen Versorgung sowie den Schulbesuch der Kinder. Notwendig ist dafür  insbesondere die Einschränkung der Übermittlungspflichten für Personen im Bildungs- und Gesundheitsbereich. Die Übermittlungspflichten dürfen nicht länger faktisch den Zugang zu Bildung und Gesundheitsversorgung versperren. Es muss gesetzlich klargestellt werden, dass humanitär motivierte Hilfe nicht strafbar ist.
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